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ANFRAGE 

der Abgeordneten DDr. Niederwieser, Dr. Müller, Strobl, Mag. Guggenberger, Wolfmayr 
und Genossen 

an den Bundesmillister für Wissenschaft und Forschung 

betreffend die künftige Österreichische Zahnärzte aus bildung 

Angeblich durch den EWR bzw. den angestrebten EU-Beitritt bedingt, soll es zu einer 

Neuregelung der Österreichischen Zahnärzteausbildung kommen. In dem dazu ausgesendeten 

Gesetzesentwurf war unter anderem eine vollständige Teilung der Ausbildung zwischen 

Allgemeinmedizinern und Zahnärzten vorgesehen. Eine Trennung der beiden Ausbildungen 
ist nach Ansicht der unterzeichnenden Abgeordneten und verschiedener Fachmediziner mit 

mehreren Nachteilen verbunden. Erhöhte Kosten für Raumbedarf und Dienstposten sowie der 

Verlust von Wahlmöglichkeiten innerhalb der Ausbildung für den Studierenden sind die zu 

erwartenden Folgen dieses Entwurfes. Wie aus den Stellungnahmen einiger Experten 

hervorgeht, ist man in verschiedenen Mitgliedsländern des EWR wieder von einer getrennten 

zu einer teilweise gemeinsamen Ausbildung der Zahnärzte mit den Allgemeinmedizinern 

zurückgekehrt. Auch diese Maßnahme scheint nicht für die Installierung getrennter Aus­

bildungswege zu sprechen. 

Die unterzeichneten Abgeordneten richten an den Bundesminister für Wissenschaft und 
Forschung daher nachstehende 

Anfrage: 

1. Aus welchen Gründen wurde im Gesetzesentwurf eine völlige Trennung der 

Ausbildung zwischen Allgemeinmedizinern und Zahnärzten vorgesehen? 

2. Wie hoch sind die dadurch entstehenden Mehrkosten, der zusätzliche Raumbedarf 

und die benötigte Anzahl an Dienstposten? 

3. Ist eine Trennung der Ausbildung durch eine EU-Richtlinie zwingend vorgeschrieben? 

Q;\ANFRAGEN\AFBMWUF\AFNIED07.DOC DVR0636746 

6445/J XVIII. GP - Anfrage (gescanntes Original) 1 von 2

www.parlament.gv.at



2 

4. Ist es richtig, daß verschiedene EU-Mitgliedsstaaten von einer getrennten wieder zu 

einer gemeinsamen Ausbildung zurückgekehrt sind? 

5. Welche Stellungnahmen des Begutachtungsverfahrens haben sich für oder gegen eine 

Trennung ausgesprochen und wie lauten die jeweils detaillierten Begründungen dafür? 
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